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______Verfahrensrecht Entscheidungen

Benachrichtigung des Verteidigers von
Bewährungswiderruf und Wieder
einsetzung in den vorigen Stand
Stpo §~ 145a Abs 3 S. 2, 44, 310; StGB § 561

Erhält der Verteidiger entgegen § 145a Abs. 3 Satz 2
2. Halbsatz Stpo keine Abschrift der Entscheidung, ist
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren,
sofern die Nichteinhaltung der Frist darauf beruht, dass
der Verteidiger vom Inhalt der Entscheidung keine
Kenntnis nehmen konnte. (amtl. Leitsatz)

OLG Stuttgart, Beschl. v. 1307.2009 4 Ws 127/09

Aus den Gründen: 1. Das AG Cr1, verurteilte den 131. am
19.03.2008 zu eine,- Ccsanitfreihemisstrafe ~on 10 tU., deren
Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wurde. Im Be~v~ih
rungsbeschluss wurde ihm u.a. a ferlegt, 100 Stunden ge
meinilützige Arbeit zu leisten. Mir lleschl. ~‘. 1 1 .09.2008,
dem Bf. i t Rech tsni i rrel belehrung zugestellt am
19.09.2008, widerrief das AG‘ Cdu die Strafhussetzung zur
Bewährung. Am 11.11.2009 legte sein Verteidiger, der den
1W. bereits im StiaR-erf~hren verteidigt hatte und dessen
Vollmacht sich hei den Akten beflndet. gegen den Wider.
rufsbeschluss (solbrtige) Beschwerde ein. Am 12.12.2008 er
hielt er Akteneinsicht und beantragte am 18.12.2008 \Vie
dcreiiisetzung in den vorigen Stand in die Frist zum
Einlegurig der sofortigen Bescln~crde. Zur Begründung trägt
er vor, dass ihm der Widerrukbeschluss entgegen ~ 145a
Abs. 3 Satz 2 StPO nicht mitgeteilt worden sei. Sein Man
dant habe ihn zwar am 22.09.2008 telefonisch über einen
\X‘idcrruf informiert, auf seine Frage aber angegeben, der
Beschluss einhalte keine Rechtsmittclbelehrung. Er sei des
halb davon ausgegangen. dass es skh nur um die Androhung
des Widerrufs gehandclt, zumindest aber eine Rechtsmittel.
Frist nicht zu laufen begonnen habe.

11. Die sofortige Beschwerde ist zul~issig (% 46 Abs~. 3 StPO),
insbes. rechtzeitig eingelegt, und auch begründet.

Zwar ist die an den Verurteilten bewirkte Zustellung des
Beschl. v. 11.09.2008 wirksam. Sie setzt die Frist zur Finle
gung der sofortigen Beschwerde auch dann in Lauf,
der Verteidiger entgegen ~ l45a Abs. 3 Satz 2 StPO davon
weder unterrichtet wurde, noch eine Abschrift des Beschlus
ses erhalten hat, weil diese Norm lediglich eine Ordnungs
vorschrift ist (vgl. BVnJG NJW 2002, 1640; KK-Laufl~ürte,
StPO, 6. Aufl., % 145a Rn. 6; !frJcyer-GoJi‘~wr, StPO, 51.
Aufl., ~ 145a Rn. 14).

Das Unterbleiben der Benachrichtigung des Verteidigers be
gründet jedoch regelmäßig die Wiedereinsetzting in den vo
rigen Stand, da die Beteiligten in einem Strafverfahren da
rauf vertrauen dürfen, dass das Gericht % 145a Abs. 3 StPO
beachtet. Die h.M. sieht als ratio legis die SicherstelltLng
der l‘ristenkontrolle durch den Verteidiger an (vgl. OLG
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Stuttgart, Beschl. ~. 30.12.2008 2 W5 363/08 luris];
OlG Hamm, Beschl. ‘.. 08.05.2007 4 Ws 210/07 ~u
ris]: KG, Beschl. v. 03.05.2006 — 5 Ws 233/06 jurisj;
LG Zweibriic/je,, NZV 200 ‚ 431; Meyer (.roJ3‘ier a.a.O.

§ l45a Rn. 14, ~ 44 Rn. r; KK-Laqfl~ün-e a.a.O. § 145a
Rn. 6). Der Verurteilte solle sich darauf verlassen können,
dass (auch) sein Verteidiger ‘on der Zustellung Kenntnis
erhält, der sich dann ohne Rückfrage danach richtet und
seine Interessen wahrnehmen kann (KG SLV 2003, 343;
KK-Lat~/hüne, a.a.Q.).

Es kann dahinstehen, ob diese Auslegung der gesetzgeberi
schen Intention zutreffend ist. Zweifel mögen bestehen, weil
der Verteidiger nur von der Anordnung der Zustellung und
nicht von deren Ausführung unterrichtet wird. Er kann des
halb den Zeitpunkt der Zustellung des Beschlusses nicht
bestimme ii und ist daher oh ne Rücksprache in it sei nein
Mandanten nicht in der Lage, selbständig Rcchtsmittelfris

ZU überwachen. Unabhängig hiervon dient die in ~ 1 45a
Abs. 3 Satz 2 2. Halbsatz StPO angeordnete Übersendung
einer Abschrift der Entscheidung dazu, den Verteidiger vorn
genauen Inhalt der Entscheidung in Kenntnis zu setzen.

Die Bewilligung von Wiedereinsetzung in eine Rechtsmir
relfrist hängt davon 3h, ob dem Verurteilten — unabhängig
von der unterbliebenen Benachrichrigung seines Verteidi
gers — ein Verschulden i.S.v. 444 StPO trifft, cr also Anlass
gehabt hätte, für die Einhaltung der Frist selbst Sorge zu
tragen. Bei einer Rechtsmitteleinlegungsfrist kann zwar der
RE grundsätzlich nicht davon ausgehen, sein Verteidiger
werde von sich aus Rechtsmittel einlegen. Er ist vielmehr
gehalten, vorsorglich, jedenfalls aber nach Erhalt der Ent
scheidung seinen Verteidiger mit der Einlegung eines
Rechtsmittels zu beauftragen, wenn er sichergehen will, dass
dieser für ihn fristgemäß Rechtsmittel einlegen wird (vgl.
OLG Nürnbe;g NStZ RR 1999, 114; Meyn—GoJ?ner a.a.O.
~ 44 Rn. 17).

Vorliegend hat der BE am 22.09.2008 seinen Verteidiger
über den Widerru~beschluss informiert, ihm jedoch
fälschlicherweise mitgeteilt, der Beschluss enthalte keine
Rechtsmittelbelehrting. Hieraus kann bereits der Schluss ge
zogen werden, dass er sich gegen einen Widerruf wenden
wollte. Letzrlich hat jedoch der Verteidiger wegen des an
geblichen Fehlens einer Rechcsrnittelbelehrung den unzu
treffenden Schluss gezogen, derzeit unmittelbar noch nichts
unternehmen zu müssen, Es liegt durch die fehlerhafte In
formation seines Verteidigers daher zwar auch — wie das LG
zutreffend ausführt — ein Verschulden des RE vor. Gerade
diese Fehlerquelle soll jedoch durch die gen‘s. § 1 45a Abs. 3
Satz 2 2. Halbsatz StPO angeordnete Ubersendung einer
Abschrift der Entscheidung verhindert werden.

Da somit das Unterbleiben der Benachrichtigung an den
Verteidiger, mithin cm VcrschtLlden der Justizbehörden, zu
mindest mitursächlich für die Versäurnung der Frist zur
Einlegung der sofortigen Beschwerde war, war dein Bf. gern.
§S 44, 45 StPO Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in
die Versäumung der Rechtsrnittelfrist zu gewähren.

Da die Verwerfung der sofortigen Beschwerde gegen den
Widerrufsbeschl. des AG calw v. 1 1.09.200b durch die Ge
währung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen
standslos ist, wird das LG das Vorbringen des BE hinsicht-

lich des BewährLingswiderrufs sachlich zti prüfen und
bescheiden zu haben.

Mitgeteilt vons q, S/i‘«frrnttf des 0/ G £‘,,u~a,‘r.

Anm. d. Red.: Siehe dazu die Anmerkung vo Roc‘ki‘,nnjjl im An
schluss an die Iblgende Fn tscheidLi ng des 01 i Aiim heu.

Wiedereinsetzung bei unterbliebener
Benachrichtigung des Verteidigers über
Bewährungswiderruf
StPQ~ 45 Abs.35 2,44

Das Unterbleiben der Benachrichtigung des Verteidigen
begründet die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
nicht, solange der Verteidiger im Rahmen des Bewäh
rungsverfahrens seine Bevollmächtigung durch den ver
urteilten nicht gegenüber dem Gericht angezeigt hat.
(amtl. Leitsatz)

OLG Munchen, Beschl. v. 26.03.2009 2 Ws 229/09

Aus den Gründen: Gegen den nunnichr \ ertirteilten Dr. . er‘
ging an 1 02.2006 Urt. des AG Aiü,,, heu. in dciii dci dan a ge
Angekl. wegen 4 tatniehrhei ilicher Fallt des versu hten Bctrugs zu
ei ncr Gesan‘s tfreihei tsst rafe von ID M. unter Strifa iss ing zur
Bewährung sei tirtei 1 worden ist.

Die hiergegen eingelegte BerufUng nahm der Angeld. in der
Hauptverhandlung des LG Münc/u‘n II am 14.03.2007 nach Rock
sprache mit seinen beiden in der 1—1 aupn‘erhandlu ng anwesenden
Verteidigern zurück, so dass das Urt. des ‚IG, i,achdens auch die
StA die von ihr eingelegte Berufung ztirüekgenonimen hatte, seit
diesem Tage rechtskräftig ist.

Mit Selirifisatz eines anderen Verteidigers — RA Dr.S. — an das
IG Mimcl‘e,, /v. 21.03.2007. eingegangen bei den justizheht4rden
am 22.03.200 zeigte RA Dr.S. die anwaltlichc Vertretung des
\ erurteilten Dr. L. unter Beigabe einer bcglaubigten Vollmacht
an Er legte gleichzeitig Rechtsmittel gegen simtliche ergangene
Entscheidung n und MaGnahnien des Gerichts ein.

Die \ ollmacht war bezeichnet mit »Stra&crfahren sscgcii tlr s Ver
dachts des versuchten Betrugs‘ IG Altinehen 1, Aa: 2i \s 252 Js
230643 03 Sowohl dieses Rechtsmittel als atich weitere Besch~~er
den und &ingaben auf welche es vnrliegcnd jedoch nicht an
kommt w~‘ rden e~veils verworfen.

Nachdem der Verurteilte die Auflagen des Bewährungsbcschl.
nicht erfüllt hatte, wurde ihm der Widerrufsantrag der StA am
09.06.2008 und die Ladung zur Anhörung an‘s 03.07.2008 cwcils
unter der Adresse ... Tü.-str ... zugestellt. Gleiches gilt für den
Widetrufsbeschl. des AG München v. 06.08.2008, zugestellt am
08.08.2008. Erst bei Ladung zum Strafantritt ging ein Schriftsatz
von RA Dr. 5. v. 22.10.2008 ein, in dem dieser die ansvahtliche
Vertretung des Betroffenen Dr. 1. anzeigte, uni Akteneinsicht bat.
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragte und gleichzeitig
sofortige Besch‘vetde gegen den Widerrufsbeschl. v. 06.08.2008
einlegte.

Mit Beschl. des LG München lv. 28.01.2009 wurde der Antrag
auf Wiedereinsetzung als unbegründet. die sofortige Beschwerde
gegen den Widerrufsbcschl. des AG Aiünc/,e,, als unzulässig ver
worfen.

Hiergegen legte RA Dr. 5. mit Schriftsatz v. 06.02.2009, eingegan
gen am gleichen Tage bei Gericht, ‘Beschwerde‘ ein.

Die als sofortige Beschwerde zu behandelnde Beschwerde war gern.
§4 46 Abs. 3,306 Abs. 1. 311 Abs. 2 StPO zulässig. in der Sache
jedoch unbegründet.
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Der Widerruftbesth uss d~ C, tlwuivn v. 06.08.2008 wu dt
dem Verurteilten am 08.08 2008 recllrs‘vi rksa in unter der An—
schrift Tu. st 1. . . ztigestellc

Das AG Mü,,clun konnte aufgrund (‚er VOfl RA Dr. 5. dem ii;
3 tünche,, 1 vol-gclegten Vollniacht, in der diese ii usdrückl cii wegen
»Strafverliahi-e,, wegen des \ crdachts des versuchten Betrugs LG
München / (Az: 24 N5 252 Js 230643/0.3) ausgestellt worden “au,
davon ausgehen. dass RA Dr 5. lediglich in Zuge des StralS‘erf~ih
rem. nicht jedoch auch als ~ erreidiger w~ihrei,d der Dauer der
Bewäh rungszeit. bestellt ~ordtn ist. (. .

Eine Mitteilung an RA 1 )r 5. ist demnach nicht erlirderlich gcwc
Seil.

Selbst für den Fall, dass die Bevollmächtigung von RA Dr.
S. über den rechtskraltigen \bschluss des Srrafverfhhrens Für
die Dauer der Bcwährungszeit — wofür jedoch sämtliche An
haltspunktc khlen erfolgt sein sollte, ist die Zustellung
des Widerrufsheschlusses an den Verurteilten wirksam er
folgt. die unterlassene Mitteilung an den Verteidiger entge
gen § 145 Abs. 3 Satz 2 StPO vermag eint ‘~ iedtrcinset
zung in den vorigen Stand nicht zu begründen.

Nach sr. Rspr. des BayObI G (Besihl. v. 15.12.198] 1
ObOWi 501/81 und Beschl. ~. 28.07.1992 2 ObOWi
198/92) begründet das Unterlassen der Beschlussztistellting
an den Verteidiger keinen Wiedereinsetzungsgrund:

Die Wirksamkeit der Ztlstellung an den Verurtciltcn bangt
nicht davon ab. ob der Verieidiger hiervon gern. § 14%
Abs. 3 Satz 2 StPO unterrichtet worden ist.

Die beantragte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann
dem Verurteilten nicht gewährt ‘verden, da weder dargetan
nocll glaubhaft gemacht wordcn ist, dass er ohne Verschul
den gehindert war, die Einlegungsfrist von 1 Woche einzu
halten. Der Umstand. dass der Beschl. ntlr dem Verurteilten
zugestellt und der \‘erteidiger hiervon gern. § 145a Abs. 3
Satt 2 StPO nicht unterrichtet worden ist, rechcftrtigt für
sich allein keine Wiedereinsetzung. Vorliegend hat es der
\‘erurteilte trotz der ihm mit der Besehlusszustellung erteil
ten Rechtsrnittclbelehrung unterlassen, seinen Verteidiger
von der Beschlusszusrellung zu unterrichten und den Vertei
diger mit der Einlegung der sofortigen Beschwerde zu beauf
tragen. Er hat sich somit trotz gegebenen Anlasses nicht zu
reichend uni die Verfolgung seiner Interessen gekümmert,
was ihm als Verschulden i.S.d. § 44 StPO anzurecl nen ist.

Der vorliegende Fall ist nicht damit vergleichbar, wonach
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäu
mung der Begründungsfrist gewährt werden wird, wenn
nach Einlegung des Rechtsmittels dtirch den Verteidiger die
Entscheidung nur dem Betroffenen zugestellt worden und
die Benachrichtigung des Verteidigers unterblieben ist. Nur
in einen) solchen Fall durftt der Betroffene darauf vertrauen,
dass der Verteidiger. dcr bereits ein Rechtsmittel eingelegt
hat, ohne Zutun des Betroffenen auch die Begründung in
nerhalb der vorgeschriebenen Frist anfertigen wird. War je
doch, wie im vorliegenden Fall, ein Rechtsmittel mangels
Kenntnis des Verteidigers vom Widerrufsverfahren nicht
eingelegt und hatte der Verurteilte den Auftrag hierzu nicht
erteilt, befand er sich auch nicht in einer I.age, in der er
darauf Vertrauen durfte, der Verteidiger würde von sich aus
das in Betracht kommende Rechtsmittel rechtzeitig einle
gen. Es handelt sich somit um eine Versäumung der Einle
gungsfrisc, welche ausschließlich der Verurteilte zti vertreten

hat. Fr kann nämlich nicht davon ausgehen. dass ‘ein \‘er
teidiger von sich aus, selbst wenn er ‚on einer Fntstlicidung
des Gerichts Kenntnis erlangen sollte, Rechtsmittel einlegen
wird. Der Vertirteilte wäre demnach in diesem Fall auch
dann, wcnn er hätte darauf vertrauen dürfen, dass der Ver
teidiger vom Gericht über die Entscheidung unterrichtet
worden wäre, gehalten gewesen, sich mit seinem Verteidiger
in Verbindung zu setzten und iii m einen Atiftrag zur
Rechtsmitteleinlcgttng zu erteilen. Dies hat (1er Verurteilte
unterlasscn, 50 (lass ihn an der \‘ersäumung der Einlegungs
frist eine Gewährung von Wiedereinsetzting in den vorigen
Stand ausschließendes Verschttltjcn trifft (bereits auch B,,3
ObIG v. 08.09.1981 —2 OhOWi 341/81).

Mitgeteilt voll VRiC)1,G Walter Weitmann, M ünclseu.

»Die‘ deutsche Strafrrozefi~rdnung itest sich im GroJ?i‘n und
&z;/zen u je die Litfrrvc‘;‘tr/fre, die sich bei uns eingehil;~ert
haben: zt‘its auch inuner geschieht, geht zu Laste;i des Bessel/erz,
it‘itl die ausfü/in‘,ide Firma haftet Jur gar Inc/us«.

Annerkungt Die beiden vorstehenden Entscheidungen der
OLG .41,,,uI;c n2 und OLG Stuttgart4 könnten divergierender
nicht sein Während das OLG Stuttgwrt mit der h.M. gellt.
ste1it sich das OLG München mit wenig ühertetigender Ar—
gtlmentition dieser entgegen. Der Entscheidung des OLG
Munehen ist eindeutig zu widersprechen.

1. \ ordc rgru nd ig behandeln beide Judikate die Frage der
Gewährung voll Wiedereinsetzung bei unterhliebener Re
nachrichtigung des Verteidigets über einen Bewährtings
widerruf. Beiden Strahenaten lagen sofortige Beschwerden
eines Verurteilten zur Entscheidung vor, dessen Strafausset
zttng zur Bewiihrting durch Beschluss des jeweiligen il G wi
derrufen worden war, die Frist zt~r Einlegung des Rechtsmit
tels allerdings bereits versätimt wurde. In beiden Fällen
hatten jeweils die Verteidiger der Verurteilten Wiedereinset
zung in den ~origen Stand bezüglich der Versätimung der
Frist zur Einlegting der sofortigen Beschwerde gegen dcli
Widerrufsbeschluss eingelegt und gleichzeitig das Rechts‘
mittel der sofortigen Beschwerde eingelegt. Als Wiederein
setzungsgrund wurde in beiden Fällen vorgetragen, dass
entgegen § 145a Abs.3 5. 2 StPO eine Zustellung des W~
derrufsbeschlusses lediglich an den Veturteiltcn, jedoch
nicht an den Verteidiger erfolgt sei. Das OLG München ~er
neinte einen Grtlnd für die ‘Wiedereinsetzung während (las
OLG Sr,,tt~art die Wiedereinsetzung gewährte.

11. Die Uneinigkeit der beiden Senate hei der Auslegung des
§ 1 45a Abs. 3 5. 2 StPO liegt letztendlich in unterschiedli
chen Positionen zur zeitlichen Reichweite der Verteidigerhe
stellung4 begründet.

1. Will man sich der Problematik nähern, lohnt ein Blick
auf die ratio legis des § 145a StPO. Der RSrPO war eine
Regelung, wie sie in § 145a StPO vorliegt, fremd. Eberhard
Schmidt schrieb noch im Jahre 195 ‚ dass der Angeklagte
primärer Zusrellungsadressat der Straft erfolgungsbehörden
ist.‘ Dem lag noch die Auffassung des ‚RG zLigrunde, dass

1 Kirn Turho/aky Deutsche kiehter, 1 92
2 OLG München (2. Senat). t3e~chI. v 3603 ‘009 SL~ 2 8
.3 OLG Stuttgart (4. Senat), Besel . 13,0 2009— SV 2011, 85.
4 ‘Bestellung.. ist an dlesLr Stelle niuli‘ nur auf die I‘Oichweneidigcrbcs,e//ang

hesclir;inki. »indern (im Fasst sowohl den P11 icht— als auch den Wahlvcrteidi
ger.

5 1 xli rkon,iocnrar zur 5 trafprozessordn ung u od zum Cerielt 15w rfassu ngsgc—
sei,. Teil II. 195, ~ 3~ Rn Ii
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selbst eine Ermächtigung des \‘erteidigers zur Empfang
nahme der Urteilsausfertigung dLirch den Mandanten
rechtsunwirksam sei.6 Zur Vereinfachung des Ztistcllungs—
Wesens — auch gegen den Willen des Beschuldigten statu
iert § 145a Stl‘O eine gesetzliche Zustellungsvollmacht für
den Wahl- und den Pflichtverteidiger.5 Die Regelung des
(5 l45a StPO gelangte im Jahr 1964 in die Strafprozessord
nung9 und wurde im Jahr l98 durch das StraFverfahrens
änderungsgeseLz 198710 einmalig geändert. Die \‘orschrift
soll zum einen sicherstellen, dass eine ordnLlngsgemäße Zu
srellung von Entscheidungen und sonstigen Schriftstücken
gewährleistet ist. Hierzu dient die in Abs. 1 normierte ge
setzliche Zustellungsvollmacht) Auf der anderen Seite soll
der Verteidiger in die Lage versetzt werden entsprechend
seiner Beistandsfunktion — den Mandanten adäquat zu ver
teidigen indem er die hierfür erforderlichen Informationen
erhält. II Die Vorschrift ist damit Ausdruck prozessualer
Fürsorgepflicht des Gerichts.‘3 Sie setzt die Verpflichtungen
des Gerichts und der StraRerfolgungsbehörden aus dem
Rechrssraatsprinzip und aus dciii Recht auf ein fiuires Ver
fahren um.‘ ~ 145a StPO statuiert mithin auf der cinen
Seite das /&cht Zustellungen ~on Entscheidungen mit rechi
licher Wirkung vorzunehmen, aber zudem die Vnpfiubrung
zur Information des Verteidigers. Gerade diese beiden Sei
ten sind Seiten der ein und derselben Medaille und rario
des s~ 145a StPO. Viel zti oft gerät aber gerade die »zweite
Seite‘ in Vergessenheit!

2. Liegen die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des
§ l45a StPO vor. so ist «die Medaille nur als Ganzes zti
haben.‘. Selbst wenn die Zustellung an den Beschuldigten
erfolgt ist, so ist der Verteidiger zu informieren. Die Straf
verfolgungsbchörden haben — ~~ollen sie ihrer Verpflichtung
aus (5 145a Abs. 3 5. 2 StPO gerecht werden — keine
Wahl)5 Der Gesetzgeber wollte mit Schaffung der Vor
schrift des (5 145a StPO erreichen, dass grundsätzlich an
den Verteidiger zugestellt wird. ‘ Die Zustellungsvollmacht
nach (5 145a Abs. 1 StPO erfordert ein wirksames, akten
kundiges Verteidigungsverhäl mis. ‚~ Hinsichtlich der Akten
kuindigkeit des Verteidigtings~ erhältnisses ist zwischen
Wahl und Pfliehtverreidigung zu unterscheiden.

Die Verteidigereigenschaft des Pflichtverteidigers ist durch
die Bestellung gern. § 141 StPO in jedem Fall aktenkun
dig,‘8 während der Wahlverteidiger erst dann unter die Zu
stellungsfiktion des (5 145a StPO fällt, wenn die Bevoll
mächtigung durch den Beschuldigten schriftlich oder
mündlich aktenkundig ist.19 Die Vorlage der Vollmacht im
Original oder Kopie zur Akte ist in jedem Fall ausrei
chend.20 Nachdem allerdings das Gesetz Rir eine wirksame
Vcrteidigerbevollmächtigung keine schriftliche Vollmacht
verlangt, kann die Aktenkttndigkeit i. 5. v. (5 145a Abs. 1
StPO auch darin bestehen, dass die Bevollmächrigung durch
den Beschuldigten zu Protokoll in der Hauptverhandlung
erklärt wird.2‘ Die Zustellungsermächtigung des Verteidi
gers besteht — unabhängig ~om Willen des Beschuldigten —

fort, solange ein nach außen wirksames Verteidigungsver
hältnis besteht.2‘ Erst wenn der Wahtveneid,~n oder der
Beschuldigte die Beendigung des N4andates gegenüber den
StraFverfolgungsbehörden angezeigt hat und das Erlöschen
des Verteidigungsverhältnisses ‘zur Akte gelangt ist«, erlischt
auch die Zustellungsfiktion des (5 145a StPO.23 Die Er
mächtigung des Pflichtverteidigers gem. (5 145a StPO fällt

mit der Dauer der Bestellung zusammen. “ Unstreitig endet
die Bestellung des Pflichtverteidigers mit der AuFhebung der
Bestellung. ‘~ Unterbleibt eine ausdruckliche Aufhebung der
Bestellung, so herrscht Uneinigkeit. oh die Bestellung und
damit auch die Zustellungsfiktion mit rechtskräftigem Ah
schluss des Verfahrens automatisch endet.26

III. Sind diese Grundlagen gelegt, so kann die Argumenta
don in der Entscheidung des 2. Strafsenats des OLG Mg,,
chci keinen Bestand haben. Der Verteidiger hatte sieh im
Straß‘erfahren durch Vorlage einer beglaubigten Vollmacht
legitimiert. Die damit aktenkundige Verteidigereigenschaft
bestand auch unabhängig von dc Bezeichnung des Aktcn
zeichens. Die Argumentation des Senats, (lass nämlich die
Bevollmächtigung dtirch die Nennung des «Ns‘i-Aktenzei
chens lediglich für das StraFverfahren galt. wirkt nicht nur
semantisch, sondern verkennt eben die Reichweite des
§ 145a StPO. Solange die Be‘ollmächtigung aktenkundig
gemacht worden ist, gilt nicht nur die Zustellungsermächti
gung des (5 145a Abs. 1 StPO, sondern auch — quasi als
Kehrseite der Medaille — die Verpflichtung des § 145a
Abs. 3 5. 2 StPO für die Strafverfolgungsbehörden. Nach

‘ RUS, 9. 390.
7 ‘g1 IlacOhLUS (,9, 110; sk~ soll nach OLG Dresdt,, ‘.2S,/-RR 0 2 ..‘~

anti n ah, du ‚ci, Vur ciii gerau n,achu abel ngbar su ‘1.
8 \ gI. ‚itir Atrrer- (hifi)ser. 52. A~I1. 2n09, 4 1 45~ Hn. 2.
9 (csr,, 7.,,, ~ndening dur S,i‘() und Es t;vc tSit‘AC) s. 19.12 196.4

13(,t31 1 S 106; vgl zur Gcset,gehungsgeschichte .Srhnan‘ XSuZ 199
Ii.

II) ~‘. 2 .01.1% HCKI .5. (3.
II LRJLü,4 5;iJabn. 26, Aufl. 20{(‘. 4 1 4~a Rn. 1; Anwk Scf‘OiÄre/x/t-r

Werner, 290“ 4 1 Sa Rn. 1
12 1 R linie sen Ja/in (Pn. II), 145a Rn 1: NR//auf/inne. 6. Aufl 28)8.

$ 43. R. 1
13 BVcrft, NJ‘« 2001 640: 131.11 NSZ-RR 2006. 211 = MV 2006. 285:

LHJLiwlrr an Ja/nt (Ph. II). 4 I45.~ lt. 1: .ilrr.7-6nJ4nr Fu 8). 4 115.,
Rn. 1.3.

1-1 VzI.Akp‘rr-6~,ß)rer(Fn. 8). 145:, Rn. 13 i.V.rn. EinI. Rn. 155 1‘.
1 5 Zu sthcuden von ci csu, Frage is :illendi ngs ii iejni ige. sst‘ r das Risiko rrigr,

dass die tlesacl,,ich ligul ig dcii Vcrieidiger auch crreicht: lgI. 1‘ ereiI OlG
Nürnberg NSZ-RR 1999. 114

16 SK‘StI‘O/ Wohle,,. Stand: 64. Lfg. 0/2009, 145a Rn. 6; l.IUL/ldernen/
Ja/nt (Pn. II). 4 143a Rn. 3. Allerdings soll keinerlei Rccliteptlichi beste
hen. Zi std lingen fli r den l3cschu Idigten an den \~erreidiger zi i bewirken.
B5vObLG S,V 2000. 407: AnwK.StPO/Kreke/ewWrrner (l‘ii. II). 4 liSa
Rn. 3: I.It//.iiderun,U,i/n, (Fn. ii), 4 115a Rn. 3: SK—Sil‘O/ WW,le,, (pn
‘6).

17 KK!LauJlnine (Pn. 2). 4 1 45a Rn. l‘.,4/,~‘er- (ojtit-r Pn. II). 4 1 .3., Ri . 3:
SrI,n,nT NS1Z 1997, 15(16).

18 Llt/L/.dert‘nilJa/i., (Pn. II). 3 143a Rn 4-,4/,j‘er (4.irr Pn 8 . 4 1 ISa
Rn. 7: SK-S:PO1U‘~bIert (Pn. 16). 4 l45a Rn. II: .S‘/m,nr NS1/ 193r 13
(16).

19 BavObLGSc 1971, 229: LIULrdei,seu/J.ibn (Pn. II). 4 liSa Rn. 1

20 AN/Stein, 992.4 145a Rii, 4: I.R/Ltider,srn/JnI‘n tFn. II . 4 l4Sa R,.4:
SK-SiPO/tt~W,!en (Pn. 16). 4 liSa Rn. 7,

21 BavObLUS, 975. 50: AN/Stern Pn. 20). 4 k5a Rn. 6: NR Lsiuhurw
(Pn, 12). 4 l45a Rn. 1: I.RJLüdensenJa/ii, Pn. II). 4 l45a Ha,. 4: 1110‘er-
GqiS,,‘r (Fit 8). 4 1 iSa Rn. 9: l-A Sirafrec rf&n-kemü/,/, 2. Teil 1 Kap
Rn. 3 Sr/,narr NSiZ 1997. 5(16).

22 LRiLüderssenJabis (Pn. II). 4 liSa Rn. 6.
23 l.RitiiderssrnlJa/,n (Pn. II). 4 liSa Rn. 6. jkgr-G,q3,er (Pn. 8), 3 iSa

Rn. II; SK-SrI‘O/Wo/,/na (Pn. 16). 4 IqSa Rn. 9. Sc/,narr NStZ 199 1%
(16) betoni, dass das F0 ril,estche,, der Zuste In ngsermächu ig,, ng bis zur An.
zeige des Erlötehens der Bevolimichtigung der RecI,,,iehrrheir dient.

24 LRJLOd:naen/Jahn (Pn. II), 4 145a Rn. 6.
25 AKJSn-r,, (Pn. 20). 4 liSa Rat II; LR/L tderssen/Ja/m (Pn. II). 4 liSa

Hn. 6: Meyer GnJä;er (Pn. 8), 3 145a Rn. 1; SK-StPO/WW)/e,, (Fu, 16),
4 IiSaRn. Ii.

26 5~ KKILanJhiine (Pn. 12). 4 liSa Rn. 2,4 141 Rn. 10: tRJl.t/e/er,aen/Jalsn
(Fn. II). 4 l45a Rn. 6: aA. Ahyc.r-GqS‘ner (Fu. 8). 4 k5a Rn. II‘ Da
Zustdlungsvoiluuacli soll ohne Rücknahme der Uciondnung auch über den
reell, ‚kraft gen A ‚schi,,,, des \‘er~,l, ‚uns in, Wieder:,ufsal, n,evgrfaluren 6ari

bestehen.

88 StV 2 2011



Anmerkung Bockemühl ___________ Verfahrensrecht Entscheidungen

dem ein Erlöschen des Verteidigungsverhaltnisses nicl aR
tenkundig war, bestand das Verteidigungsverhältnis [o~ t.

Der Senat wäre gut beraten gewesen, wenn er nicht nur
auf eine Rechtsprechung des 8ay0bL628 rekurriert hätte.
sondern die des BGH2“. der anderen OLGe-~° und die ein-
heilige Kommentarliteratur ~‚ zu Rate gezogen hätte. Dabei
hätte sich insbesondere bei Kenntnisnahme der Entschei
dung des BGH — für den Senat eine andere Haltung aufge
drängt. Der BUll hatte die Mitteilungspflichr des * l45a
Abs. 3 S. 1 StPO zwar als Ordnungsvorschrift eingeordnet
und herausgestellt, dass ein Verstoß hiergegen die Wirksam
keit der Zustellung nicht beruhrr allerdings ein Unterblei
ben der l3enachriehrigung die Wiedereinsetzung in den von
gen Stand rechtfertigen kann. F rst recht hat dieses hin den
Fall der unterbliehenen Mitteilung an den Verteidigcr gern.
§ 145a Abs. 3 5. 2 StPO zu gelten.

IV. Das OLG Stuttgart hat in seiner Entscheidung iti Recht
das Unterbleiben der Benaehrichtigung des Verteidigen . Is
einen die \X iedereinsetzung begründenden Umstand ange
sehen. Der Senat hat den Vertrauensschutz ns Feld geFührt.
Die Beteiligten im Verfahren durften darauf Vertrauen. dass
durch die Strafverfblgtingsbehörden auch die Ordnungs~or
schrift des $ l45a Abs. 3 StPO eingehalten würde. Schließ
lich sei die Sic/u‘rs,eIlu,:o der Fristg nkontro/le ‚bnd‘ den 1 er—
teidiger auch ratio legis der Vorschrift des % 14 5a Abs. 3
‘,t P0. Dem ist nichts nich r lii nzutu fügen.

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strairech
1». Jan flackern ühl, Regensburg.
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